
Sehr geehrte Damen und Herren, 

  

ich danke Ihnen für die Möglichkeit, zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der 
natürlichen Infrastruktur und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung (Bearbeitungsstand 02.07.2026, 23:10 Uhr) Stellung zu nehmen.  

Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus des 
Landes Schleswig-Holstein lehnt den Gesetzentwurf in Gänze ab.  

Dies geschieht hauptsächlich aus den folgenden Beweggründen:  

Die Einführung des überragenden öffentlichen Interesses für Nationalparks, 
Naturschutzgebiete etc. in § 1 Absatz 1a BNatSchG wird u.a. für eine Vielzahl von 
Verkehrsvorhaben in der Zukunft große Probleme aufwerfen. Das ist selbst für den 
Neu- bzw. Ausbau von Radwegen zu erwarten. Die privilegierten Naturräume wie 
„natürliche, nicht entwässerte Moore“ und „Wiedervernässung von Moorböden“ 
(sofern gefördert) sind nicht eindeutig abgrenzbar oder aus einer Karte ablesbar. 
Diese Regelung würde den notwendigen Bau und Ausbau von Infrastrukturprojekten 
in Deutschland behindern und die aktuell mit dem Infrastruktur-Zukunftsgesetz 
angestrebte Planungsbeschleunigung verhindern.  

Die neue Regelung in § 15 Abs. 6a BNatSchG lässt viele Fragen in der praktischen 
Umsetzung offen (Prüfkaskade, Nachweise). Die Auswirkungen auf den 
Flächenerwerb von Ausgleichs- und Ersatzflächen, wenn dies nicht einvernehmlich 
erfolgen kann, ist fraglich (Enteignung noch möglich? Notwendigkeit der Anpassung 
von Unterlagen in laufenden Planfeststellungsverfahren?). Die Erhöhung der 
Ersatzzahlung um 20% in § 15 Abs. 6b BNatSchG ist nicht nachvollziehbar. Die 
Regelung unterstellt, dass Vorhabenträger regelmäßig auf andere Standorte 
ausweichen könnten. Diese Annahme trifft auf lineare Infrastrukturvorhaben jedoch 
oftmals nicht zu. Die vorgesehene Pauschalregelung führt daher zu steigenden 
Kompensationskosten und aufgrund der o.g. Unklarheiten zu einer Verlängerung von 
Planfeststellungsverfahren. Sie wird bei Bundesmaßnahmen zu einer Belastung des 
Bundeshaushalts führen und nicht lediglich Mehreinnahmen generieren, wie es der 
Gesetzesentwurf suggeriert.  

Die vorgesehene Einführung einer bundesweiten Kulisse der „Natürlichen 
Infrastruktur" wird abgelehnt. Es ist unklar, wie die Kulisse der Natürlichen 
Infrastruktur zu bestimmen ist, z.B. die Lage von Moorböden und unbebauten 
rezenten Auen oder langfristig gesicherten Flächen, die der natürlichen Dynamik 
überlassen bleiben. Die Verwendung unbestimmter Begriffe und nicht sicher 
abgrenzbarer Bestandteile werden in der praktischen Anwendung zu derartigen 
Problemen führen, dass sich Verfahren verzögern oder nicht durchgeführt werden 
können. Diese Kulisse wird sich regelmäßig mit bestehenden oder künftigen 
Verkehrskorridoren überschneiden. Entgegen der Aussage in § 20a Absatz 3 Satz 2 
BNatSchG, dass keine weiteren Rechtsfolgen an die Natürliche Infrastruktur geknüpft 
werden sollen, wird sie tatsächlich über § 15 Absatz 3b erhebliche Auswirkungen auf 
sämtliche Infrastrukturvorhaben entfalten. Darüber hinaus ist zu erwarten, dass durch 
die neue Flächenkulisse zusätzliche Untersuchungs-, Dokumentations- und 



Abstimmungsanforderungen entstehen. Hierdurch steigt das Risiko längerer 
Planungszeiten und zusätzlicher Rechtsstreitigkeiten.  

 Mit freundlichen Grüßen 
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